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Teil  1 

Einleitung 

§ 1 Einführung und Fragestellung der Arbeit 

Die dem Erlass des Bundesbodenschutzgesetzes vorangegangene Diskussion 
zeigte deutlich, dass der mediale Schutz der Umweltgüter im Bereich des Bodens 
eine Lücke aufwies. Diese Lücke wurde von dem Gesetzgeber vor 6 Jahren ge-
schlossen, so dass die Vermutung nahe lag, dass die Relevanz des Themas „Boden" 
in der wissenschaftlichen Diskussion langsam schwinden würde. Diese Prognose 
ist nicht eingetreten.1 Ursächlich hierfür  ist, dass der Boden nicht nur durch stoff-
liche Beeinträchtigungen, sondern auch durch die Versiegelung von Flächen be-
droht wird. 

Die Gefahr,  die dem Boden durch die fortschreitende  Versiegelung immer größerer 
Flächen droht, ist - bedingt durch die zeitlich verzögerten Auswirkungen - erst in 
letzter Zeit in das Zentrum der wissenschaftlichen Auseinandersetzung gerückt. 
Sie muss inzwischen sogar als eines der ungelösten Kernprobleme des Umwelt-
rechts,2 wichtigster Teil des Bodenschutzrechts3 und drängende politische Auf-
gabe4 bezeichnet werden. Daher ist die Verhinderung der weiteren Versiegelung 
von Flächen mittlerweile Gegenstand bodenkundlicher, wirtschaftswissenschaftli-
cher und juristischer Forschung. Dem Gesetzgeber werden Vorschläge zur Lösung 
des Problems unterbreitet, die von einer Verschärfung  des bestehenden Ordnungs-
und Planungsrechts, über steuerrechtliche Lösungen bis hin zu bislang nur theo-
retisch erprobten Konzepten ökonomischer Verhaltenssteuerung reichen. 

1 Peine,  Franz-Joseph: Die Kritik am Bundes-Bodenschutzgesetz - nach fünf  Jahren revi-
sited, in: UPR 2003, S. 406 ff. 

2 So der Rat  von Sachverständigen  für  Umweltfragen:  Für eine Stärkung und Neuorientie-
rung des Naturschutzes, Sondergutachten 2002, S. 12 f. 

3 Peine,  Franz-Joseph: Die Kritik am Bundes-Bodenschutzgesetz - nach fünf  Jahren revi-
sited, in: UPR 2003, S. 407. 

4 Vgl. Enquete-Komission  „Schutz  der  Menschen und der  Umwelt  - Ziele  und Rahmenbe-
dingungen  einer  nachhaltig  zukunftsverträglichen  Entwicklung":  Abschlussbericht, in: BT-
Drs. 13/11200, S. 129 ff.;  Bundesregierung:  Perspektiven für Deutschland, Unsere Strategie 
für eine nachhaltige Entwicklung, S. 287 ff. (www.dialog-nachhaltigkeit.de); jüngst: Rat  für 
Nachhaltige  Entwicklung:  Entwurf  für Empfehlungen des Ratesi für Nachhaltige Entwick-
lung, passim (www.nachhaltigkeitsrat.de). 

2* 
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20 Teil 1 : Einleitung 

Was jedoch bislang fehlt, ist eine juristische Auseinandersetzung mit den recht-
lichen Rahmenbedingungen dieser neuen Instrumente. Diese wird die vorliegende 
Arbeit leisten. Die neuen Instrumente zur Begrenzung des Bodenverbrauchs be-
treffen  allerdings keine bislang vom Recht unbehandelte Materie. Bodenschutz ist 
in direkter oder indirekter Weise Gegenstand einer Vielzahl bestehender Gesetze. 
Wenn es nicht zu Regelungswidersprüchen und unnötigen Doppelregelungen kom-
men soll, ist es daher notwendig, die neuen Instrumente mit dem bestehenden 
Recht in Einklang zu bringen. Voraussetzung dessen ist die Analyse und Systema-
tisierung des geltenden Rechts, sowie seine Untersuchung auf Defizite. 

Aus diesem Grunde kann sich die vorliegende Arbeit nicht auf eine Überprüfung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen der neuen Instrumente beschränken. Vielmehr 
ist  zu fragen,  ob das bestehende  flächenschützende  Recht  Defizite  aufweist  und es 
möglich  ist,  diese  Defizite  durch  den Einsatz  neuer  Instrumente  zu beheben. 

Die Beantwortung dieser Kernfrage  setzt zunächst voraus, dass die gesamt-
gesellschaftliche Bedeutung der Fragestellung herausgestellt wird. Dazu ist es not-
wendig, die naturkundlichen Probleme des Bodenverbrauchs in der gebotenen 
Kürze zu erläutern und das Ausmaß des Flächenverbrauches darzustellen. An-
schließend soll Klarheit über den Begriff  des Defizits hergestellt werden. Diesem 
einleitenden Teil folgt ein zweiter Teil, in dem das geltende Recht auf seine Syste-
matik und Schwachpunkte hin untersucht wird. In einem dritten Teil sollen die vor-
geschlagenen neuen Instrumente der Steuerung des Bodenverbrauchs auf ihre Ver-
einbarkeit mit den rechtlichen Rahmenbedingungen hin überprüft  werden. Hier 
werden zwei auf Zertifikatsmodeilen basierende Ansätze vorgestellt und auf ihre 
Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz, ihre Kompatibilität mit dem geltenden Recht 
und die Erfüllung der erwarteten Leistungen hin überprüft.  Die Arbeit schließt in 
Teil vier mit einer Zusammenfassung. 

§ 2 Das Problem der Flächenversiegelung 

I. Begrifflichkeiten 

Die im Rahmen dieser Arbeit verwendeten Begriffe  weichen in ihrem Bedeu-
tungsgehalt zum Teil vom juristischen oder umgangssprachlichen Sprachgebrauch 
ab und müssen daher erläutert werden. Wenn im Folgenden von der Versiegelung 
des Bodens5 die Rede ist, so soll darunter verstanden werden, dass der Boden 
durch die künstliche Aufbringung von Material oder eine künstliche Veränderung 

5 Der Begriff  des Bodens ist in § 2 Abs. 1 BBodSchG definiert.  Vergleiche zu den Einzel-
heiten: Henke,  Andreas: Funktionaler Bodenschutz, S. 13 ff.,  sowie die Kommentare zum 
BBodSchG. Für eine bodenkundliche Definition: Blume,  Hans-Peter, Bodenschutz: Warum, 
wogegen und wie?, in: Barz, Wolfgang/Bonus, Holger/Brinkmann, Bernd/Hoppe, Werner/ 
Schreiber, Karl-Friedrich (Hrsg.): Bodenschutz, S. 35 ff. 
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seiner Struktur nach oben hin abgeschlossen wird. 6 Kennzeichnend für eine Versie-
gelung ist demnach, dass der darunter befindliche Boden durch sie von den Stoff-
kreisläufen des Naturhaushalts getrennt wird und seine natürlichen Funktionen im 
Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 1 BBodSchG nicht mehr erfüllen kann.7 Der Begriff  der 
Versiegelung ist auf von Menschen verursachte Handlungen beschränkt. Für ihn ist 
es nicht relevant, in welchem Ausmaß die Abschließung der Bodenoberfläche er-
folgt. 8 Erfasst werden auch Strukturen, die entweder aufgrund ihrer Beschaffenheit 
begrenzt luft- und wasserdurchlässig sind (ζ. B. poröse Stoffe,  verdichtete Rächen) 
oder Lücken aufweisen (ζ. B. Pflasterung und Rasensteine), sofern von ihnen zu-
mindest eine gewisse Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktionen ausgeht. 
Leitbi ld der Versiegelung ist die Bedeckung des Bodens mit baulichen Anlagen, 
jedoch werden andere Erscheinungsformen wie ζ. B. verdichtete Flächen oder Auf-
schüttungen mit einbezogen. Unterflurversiegelungen  - beispielsweise durch 
U-Bahnen oder Tunnel - sollen aufgrund ihrer vergleichsweise geringen Bedeu-
tung hier nicht behandelt werden und sind daher in den Begriff  Versiegelung nicht 
einbezogen.9 

Flächenversiegelung meint die Bedeckung einer bestimmten Räche mit einer 
Versiegelung. Synonym werden die Termini Bodenversiegelung, Boden- bzw. Rä-
chenverbrauch 10 verwandt. 

6 Im Gegensatz zu Burghardt  [.Burghardt,  Wolfgang: Form und Wirkung der Versiegelung, 
in: Barz, Wolfgang / Bonus, Holger/Brinkmann, Bernd /Hoppe, Werner /Schreiber, Karl-
Friedrich (Hrsg.): Bodenschutz, S. 114] beschränkt sich der Begriff  auf horizontale Versiege-
lungen. Zum Begriff  der Versiegelung: Münchow,  Birgit: Literaturübersicht, in: Breuste, Jür-
gen/Keidel, Thomas / Meindel, Gotthard / Münchow, Birgit/Netzband, Maik/Schramm, Mi-
chael (Hrsg.): Erfassung und Bewertung des Versiegelungsgrades befestigter Flächen, UFZ 
Bericht 12.1996, S. I I - 3 ff.;  Brand,  Edmund/Sanden,  Joachim: Verfassungsrechtliche  Zu-
lässigkeit neuer übergreifender  Rechtsinstrumente zur Begrenzung des Flächenverbrauchs, 
S. 1. 

7 Ebenso: Schönfeld,  Thomas, in: Oerder, Michael/Nürnberger, Ulrich /Schönfeld, Tho-
mas: Bundes-Bodenschutzgesetz, § 5 Rn. 9; Versteyl,  Ludger-Anselm, in: Versteyl, Ludger-
Anselm/Sondermann, Wolf-Dieter:  Bundes-Bodenschutzgesetz, § 5 Rn. 10. 

8 Wie hier: Sanden,  Joachim, in: Sanden, Joachim/Schoeneck, Stefan: Bundes-Boden-
schutzgesetz, § 5 Rn. 15; differenzierender:  Burghardt,  Wolfgang: Form und Wirkung der 
Versiegelung, in: Barz, Wolfgang/Bonus, Holger/Brinkmann, Bernd/Hoppe, Werner/ 
Schreiber, Karl-Friedrich (Hrsg.): Bodenschutz, S. 114. 

9 Zu diesen: Burghardt,  Wolfgang: Form und Wirkung der Versiegelung, in: Barz, Wolf-
gang/Bonus, Holger/Brinkmann, Bernd/Hoppe, Werner/Schreiber,  Karl-Friedrich (Hrsg.): 
Bodenschutz, S. 113 f. 

1 0 Natürlich ist zuzugeben, dass der Boden als solcher nicht verbraucht werden kann und 
auch nach einer Versiegelung noch existiert. Insofern ist der Begriff  unscharf.  Jedoch ist an-
zumerken, dass er zum einen in Literatur und Äußerungen der Politik Verwendung findet. 
Zum anderen werden die biologischen Potentiale des Bodens durch eine Versiegelung so 
nachhaltig beeinträchtigt, dass eine Regeneration erst in ca. 10000 Jahren zu erwarten ist und 
es angemessen erscheint, von Verbrauch zu sprechen. Vgl. Franz,  Thorsten: Freiraumschutz 
und Innenentwicklung, S. 27 f. 


